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Bamberg ist eine Bierstadt. Die wahre
Hauptstadt des Bieres sogar, sagen die
Bamberger Bierfreunde und würden
sich diesen Titel niemals von, sagen wir,
Kulmbach streitig machen lassen, das
sich die heimliche Hauptstadt des Bieres
nennt, obwohl sie dort längst keine neun
Privatbrauereien mehr haben und bör-
sennotiertes Bier zu sich nehmen.

Bamberg-Besucher entwickeln biswei-
len einen ausgeprägten Ehrgeiz, sich
durch das Angebot der neun Brauereien
zu trinken, was den Wirten allerdings
gar nicht so gut gefällt. Das inoffizielle
Bamberger Bierdiplom, unter dessen
pseudowissenschaftlichem Anstrich sich
ganze Studentengenerationen einen
ordentlichen Rausch angetrunken ha-
ben, ist in den Wirtschaften mittlerweile
ebenso verpönt wie die Junggesellenab-
schiede. Wer gar darauf hofft, dass ihm
die Bedienung einen Stempel auf die
selbst gebastelte Urkunde drückt, damit
er seine Leistung belegen kann, muss
damit rechnen, dass er nicht einmal ein
Bier bekommt. Es sollen schon Bier-Tou-
risten in die wenigen Weinstuben ausge-
wichen sein, um ihre Bier-Verkostung
fortzusetzen. Selbstverständlich gibt es
in den Bamberger Weinstuben Bier. Ist
halt eine Bierstadt.

Und just dort hat gestern die Weinle-
se begonnen. Ja, schon richtig, die Wein-
lese. Denn seit 2008 hat Bamberg wieder
einen Weinberg, idyllisch gelegen am
Südhang des ehemaligen Klosters St. Mi-
chael. Jetzt wird der erste Wein gekel-
tert. Und er soll gar nicht schlecht wer-
den. Auf jeden Fall eine Spätlese, „an
der Grenze zur Auslese“, sagt Winzer
Martin Bauerschmitt.

Was haben sich einige Bamberger am
Anfang aufgeregt. Weil Obstbäume den
Weinstöcken weichen mussten, weil
keiner wusste, wie das mit der Schäd-
lingsbekämpfung ist und überhaupt.
Dabei hat der Weinbau in Bamberg
Tradition. Schon im zwölften Jahrhun-
dert stiftete ein Domherr dem Kloster
einen Weinberg. Gut, und 1122 beka-
men die Michelsberger Mönche das
Braurecht verliehen. Eine Koexistenz
also, Bierstadt hin oder her. Die werden
sie mit himmlischem Beistand schon
wieder hinkriegen, katholisch wie sie
sind, die Bamberger. Der heilige Lauren-
tius wäre da der richtige Ansprechpart-
ner. Der ist der Schutzpatron der Bier-
brauer. Und der Wirte, Köche, Studen-
ten. Und der Weinberge.  Katja Auer

Von Heiner Effern

Garmisch-Partenkirchen – Die neue Ski-
sprungschanze ist längst schon wieder
ein Wahrzeichen von Garmisch-Parten-
kirchen, wie es die alte bereits gewesen
war. Von einem futuristisch anmutenden
Anlaufturm stürzen sich seit knapp vier
Jahren die Skispringer ins Tal. Doch
nach dem Rausch der ersten Springen
folgt nun der Kater. 17,24 Millionen Eu-
ro kostete der Neubau, die erste Schät-
zung hatte noch bei unter zehn Millionen
Euro gelegen. Auf den Mehrkosten bleibt
die Gemeinde sitzen, weshalb nun die Su-
che nach den Schuldigen begonnen hat.

Der Kommunale Prüfungsverband er-
hebt in einem von der Gemeinde bisher
nicht veröffentlichten Bericht schwere
Vorwürfe gegen Bürgermeister Thomas
Schmid und dessen Verwaltung: Unnöti-
ger Zeitdruck, ungeschickte Auftragsver-
gaben und eine zu späte Planung haben
nach Ansicht der Prüfer einen Großteil
der Mehrkosten von mehr als sieben Milli-
onen Euro verursacht. Auch mangelnde
Transparenz gegenüber dem Gemeinde-
rat und eine lückenhafte Dokumentation
des Bauprojekts werden gerügt.

Bürgermeister Thomas Schmid (Christ-
lich Soziales Bündnis) weist jede persön-
liche Verantwortung von sich. Im Bericht
der Prüfer sieht er laut Mitteilung keine
Anhaltspunkte, „dass ein persönliches
Verhalten von den am Bau Beteiligten
die Kostensteigerung verursacht hätte“.
Auf die Frage nach der Kostensteigerung
gegenüber dem ersten Wettbewerbser-
gebnis lässt Schmid seine Pressestelle
schriftlich antworten, „dass nichts schief
gelaufen“ sei. Der Grund liege nicht im
unvermeidbaren Zeitdruck, sondern in
den gestiegenen Stahlpreisen, unvorher-
sehbaren geologischen Problemen, über-
raschenden Mehrkosten beim Erdbau
und Sonderwünschen des Sports.

Die kommunalen Prüfer sehen jedoch
den Zeitdruck als Knackpunkt für die
Mehrkosten. Die neue Schanze in nur ei-
nem Jahr zu planen und zu bauen, damit
das Neujahrsskispringen in Garmisch-
Partenkirchen 2008 nicht ausfallen muss-
te, wäre ihrer Ansicht nach vermeidbar
gewesen. Die Planung war wegen des en-
gen Terminplans nach Angaben der Prü-
fer so unzureichend vorbereitet, dass sie
praktisch zeitgleich mit den Bauarbeiten
erfolgte. Die entscheidende Kostenbe-
rechnung soll gar erst erstellt worden
sein, als ein Eingreifen in den Bauablauf
nicht mehr möglich war. Als schon im
Frühjahr 2007 deutlich wurde, dass die
Kosten aus dem Ruder laufen, empfahl

nach Recherchen der Prüfer der von der
Gemeinde beauftragte Projektsteuerer,
die Sprengung der alten Schanze zu ver-
schieben, bis der Auftrag für den teuren
Stahlbau vergeben sei. Außerdem solle
die Kommune mit dem Weltskiverband

(Fis) verhandeln, ob das Neujahrsski-
springen 2008 nicht noch auf der alten
Schanze ausgetragen werden könne.

Belege, dass die Gemeinde tatsächlich
eine Verlängerung der Sprunggenehmi-
gung zu erhalten versuchte, fanden die

Prüfer aber nicht. Auf Nachfrage der SZ
antwortet die Gemeinde dazu auswei-
chend. Doch die Prüfer haben bei der Ge-
meinde eine Notiz eines Gespräches mit
einem Fis-Verantwortlichen gefunden,
wonach es durchaus üblich sei, während
der Bauphase von Schanzen eine Verlän-
gerung der Sprunggenehmigung zu be-
kommen. Dem widerspricht Walter
Hofer, Sprungdirektor der Fis, der im
nachhinein glaubt, „dass eine Verlänge-
rung nicht mehr stattgefunden hätte“.

Statt den Neubau zu verschieben, hat
die Kommune nach Erkenntnis der Prü-
fer zu streichen begonnen: Auf die Flut-
lichtanlage und die Hangtribüne wurde
verzichtet, an der Fassade wurde beim
Material gespart. Doch auf die Verlegung
der Sprengung verzichtete die Gemein-
de, was möglicherweise fatale Folgen hat-
te: Der Preis für die Stahlbauten lag zwei
Millionen Euro über der ersten Rech-
nung, was nach Meinung der Prüfer aus-
drücklich nicht an gestiegenen Rohstoff-
preisen lag. Die Sprengung der Schanze
vor Vergabe der Stahlbauarbeiten habe
„die Gemeinde erpressbar gemacht“,
sagt Siegrid Meierhofer, Fraktionsspre-
cherin der SPD im Gemeinderat.

Für die Opposition ist seit langem
klar, wer die Millionen in den Sand ge-
setzt hat, auch wenn sie sich zum noch ge-
heimen Prüfbericht nicht äußern darf.
„Der Bürgermeister trägt die Verantwor-
tung“, sagt SPD-Frau Meierhofer. Sie
macht ihre eigene Rechnung auf, warum
der Bau so schnell durchgezogen wurde.
„Im März 2008 waren Kommunalwah-
len. Die Schanze sollte ein Argument für
die Wiederwahl des Bürgermeisters
sein.“ Auch ihre Kollegin Elisabeth Koch
(CSU) sieht das so. „Es steht zu vermu-
ten, dass die Schanze wegen der Wahl am
1. Januar 2008 stehen musste. Das hat
uns Millionen gekostet.“

Die mangelnde Transparenz hat sich
der Gemeinderat nach Ansicht der Prü-
fer in Teilen aber selbst zuzuschreiben.
Die Politiker haben ihre Verantwortung
als Bauherr einem kleinen Beschlussgre-
mium übertragen, dem der Bürgermeis-
ter vorstand, in dem aber kein Gemeinde-
rat mehr saß. „Dort gab es aber nur Was-
serstandsmeldungen, die Entscheidun-
gen wurden in der Gemeinde getroffen“,
sagt Michael Maurer, der als Vorsitzen-
der des SC Partenkirchen dabei war. Für
ihn liegt die Ursache der Kostenexplosi-
on ohnehin ganz woanders: „Die Kosten
waren von Anfang an viel zu niedrig ange-
setzt.“ Am 10. Oktober soll der Bericht
des kommunalen Prüfungsverbands im
Gemeinderat behandelt werden.

Kempten – Im Prozess um den gewaltsa-
men Tod eines jungen Mannes hat die
Staatsanwaltschaft am Mittwoch vor
dem Landgericht Kempten lebenslange
Haftstrafen wegen Mordes für die beiden
Hauptangeklagten gefordert. Die Cou-
sins hätten „in einer Orgie der Gewalt“
auf ihr 26 Jahre altes Opfer eingeprügelt
und danach billigend in Kauf genom-
men, dass es an seinen schweren Verlet-
zungen stirbt. „Die Angeklagten handel-
ten in Verdeckungsabsicht. Sie mussten
ihn sterben lassen, um nicht ins Visier
der Polizei zu geraten“, sagte Staatsan-
walt Claus Ammann in seinem Plädoyer.
Für die drei Mitangeklagten forderte er
jeweils sieben Jahre Haft wegen Beihilfe
zum Mord. Das Urteil wird an diesem
Freitag erwartet.

Seit Mitte September müssen sich ins-
gesamt vier Männer und die Ex-Verlobte
des Opfers vor Gericht verantworten.
Die Beschuldigten hatten sich im Dezem-
ber vergangenen Jahres in der Wohnung
eines Mitangeklagten in Kaufbeuren ge-
troffen und dort zusammen Wodka und
Bier getrunken. Zwei der mutmaßlichen
Täter, der Ex-Freund der Frau und des-
sen Cousin, sollen den 26-Jährigen nach
einem Streit des Paares so brutal zusam-
mengeschlagen haben, dass er Blut
spuckte. Die Frau schritt nicht ein und
wimmelte mit den anderen den zunächst
alarmierten Notarzt aus Angst vor der Po-
lizei ab. Ihr Verlobter starb wenig später
an seinen schweren inneren Verletzun-
gen.  dpa

Von Frank Müller
und Mike Szymanski

München – Die CSU im Kampf für die Ge-
rechtigkeit, und wenn es sein muss, ge-
gen alle – in dieser Rolle fühlt sich Partei-
chef Horst Seehofer äußerst wohl. Aus
diesem Grund kommt auf dem Parteitag
auch ein Antrag zur Abstimmung, von
dem bis zur Parteispitze hinauf kaum ei-
ner wirklich glaubt, dass er in absehba-
rer Zeit umgesetzt wird. Es geht um eine
Pkw-Maut auf deutschen Straßen.

In einem Leitantrag für den Parteitag
an diesem Freitag heißt es: „Kaum ein In-
dustrieland in Europa stellt seine Stra-
ßen gebührenfrei jedem Autofahrer,
gleich ob einheimisch oder ausländisch,
zur Verfügung.“ Und CSU-Generalsekre-
tär Alexander Dobrindt schürte am Mitt-
woch noch einmal persönlich die Emotio-
nen: „Es ist eine Frage der Gerechtig-
keit“, sagte er über die Maut. Deutsche
Autofahrer müssten sie zwar auch zah-
len, die CSU wolle sie dafür aber an ande-
rer Stelle, etwa bei der Kfz-Steuer, wie-
der entlasten. Wer gerade im Sommerur-
laub in den Nachbarländern wieder kräf-

tig zur Kasse gebeten wurde, dürfte Do-
brindt nur beipflichten und schimpfen.
Deshalb werden dem Antrag auf dem Par-
teitag auch gute Chancen auf eine breite
Zustimmung eingeräumt. Nur ändern
dürfte dies tatsächlich nichts.

Dass der Antrag nicht über den Status
einer Absichtserklärung hinauskommen
dürfte, hat ganz unterschiedliche Grün-
de. Die CSU steht vor allem ziemlich al-
lein mit ihrem Vorstoß da. Bei den Koali-
tionspartnern FDP und CDU hält sich
die Begeisterung in Grenzen. Von einem

„schlechten Witz“ sprachen jüngst libera-
le Politiker. Kanzlerin Angela Merkel
drückte sich da noch vergleichsweise di-
plomatisch aus. Zu ihren Projekten gehö-
re die Maut jedenfalls nicht, ließ sie CSU-
Chef Seehofer wissen. Aber ohne Unter-
stützung von CDU und FDP wird die
Maut nicht kommen.

Es ist auch nicht so, dass alle in der
CSU von der Maut wirklich überzeugt
wären. Schon gar nicht Peter Ramsauer,
der sich als Bundesverkehrsminister ge-
rade mächtig für die Gebühr ins Zeug
legt. Aus seinem Umfeld ist zu hören,
dass er selbst nicht daran glaubt, die Fi-
nanzprobleme im Verkehrsetat allein da-
durch lösen zu können, dass er Auslän-
der abkassiert. Deren Anteil am Ver-
kehrsaufkommen auf deutschen Straßen

bewegt sich ohnehin nur zwischen vier
und sechs Prozent. Das bedeutet, wenn
man die deutschen Autofahrer schont,
lohnt es sich eigentlich kaum noch, den
ganzen Aufwand überhaupt zu betrei-
ben. Auf 2,5 Milliarden Euro schätzt
Ramsauer das Defizit im Verkehrsetat.
Vor der CSU-Vorstandssitzung machte
er unlängst klar, dass es ihm am liebsten
wäre, der Finanzminister würde ihm ein-
fach nur mehr Geld überweisen. Es war
jedenfalls kein Plädoyer für die Maut
und dies dürfte auch erklären, warum
die CSU seit Monaten wirklich konkrete
Maut-Konzepte schuldig bleibt. Zuletzt
hatte Ramsauer eine Lösung nach öster-
reichischem Vorbild ins Gespräch ge-
bracht. Das „Pickerl“ kostet dort 76,50
Euro pro Jahr. Das war alles.

Es gibt gute Gründe, die gegen die
Maut sprechen, so wie die CSU sie sich
vorstellt. Der Plan, Deutsche von Mehrbe-
lastungen auszunehmen, kollidiert vor-
aussichtlich mit Europarecht, weil aus-
ländische Autofahrer nach europäi-
schem Recht nicht schlechter gestellt wer-
den dürften als deutsche.

In einem Gutachten des Wissenschaft-
lichen Dienstes des Bundestags zur Maut-
frage, das SPD-Chef Florian Pronold ein-
geholt hat, heißt es, wenn es eine Anrech-
nung der Maut auf die Steuer „in irgend-
einer Form“ gäbe, dann stelle sich „die
Frage, ob dies zu einer europarechtlich
unzulässigen Diskriminierung von aus-
ländischen Verkehrsteilnehmern führe“.
Diese hätten wegen der europäischen
Freizügigkeit und des Verbots der Diskri-
minierung das Recht, sich zu denselben
Bedingungen auf deutschen Straßen zu
bewegen wie die Deutschen. Pronold zog
daraus das Fazit, die CSU betreibe
„Volksverdummung“. Es handele sich al-
so um eine reine Sommerlochdebatte der
CSU, so Pronold.

Das stimmt so nicht ganz. Für CSU-
Chef Seehofer muss die Debatte mindes-
tens bis Ende Oktober am Laufen gehal-
ten werden. Dann nämlich kommen die
Koalitionsspitzen in Berlin zusammen,
um das Arbeitsprogramm für die kom-
menden zwei Jahre bis zur Wahl abzu-
stimmen. Die CSU will die Pflegereform
angehen, das Betreuungsgeld einführen,
die Steuern vereinfachen und die Folgen
der Bundeswehrreform für Bayern durch
Hilfsprogramme abfedern – alles The-
men, die Seehofer ein Stück weit wichti-
ger sind als die Maut. Gut möglich, dass
er die Maut in den Verhandlungen dann
opfert. Der Antrag vom Parteitag würde
im übrigen im CSU-Archiv verschwin-
den. Dort liegen schon Anträge und Be-
schlüsse zuhauf: 2003 und 2006 etwa be-
fasste sich die Partei schon mit der Maut.
Am Mittwoch hatte die Pressestelle Mü-
he, die Dokumente wiederzufinden.

Nürnberg – Der oberfränkische Bezirks-
tagspräsident und Bamberger Landrat
Günther Denzler droht der Staatsregie-
rung mit einer Verfassungsklage. Sollte
die anstehende Reform der Stimmkreise
nicht ausschließlich Sachkriterien fol-
gen und sein Landkreis Bamberg da-
durch „in eine unzumutbare Situation ge-
raten“, werde er eine Klage prüfen las-
sen, sagte er der SZ. Noch im Oktober
muss der Landtag über die Stimmkreisre-
form entscheiden, damit sie bis zur Wahl
2013 in Kraft treten kann. Nötig wird sie
wegen des demographischen Wandels.
Oberfranken und die Oberpfalz haben
Einwohner verloren und sollen deswegen
jeweils ein Mandat abgeben. Diese Sitze
fielen Oberbayern zu, das weiter wächst.

Uneinigkeit herrscht in Oberfranken
allerdings über die Ausgestaltung. Der
ursprüngliche Vorschlag von Innenminis-
ter Joachim Herrmann (CSU) sieht vor,
Kulmbach und Wunsiedel zu einem
Stimmkreis zusammenzufassen. Nun al-
lerdings soll Herrmann Sympathien für
den FDP-Vorschlag haben, Kulmbach
und Kronach zusammenzulegen und da-
für ein paar weitere kleine Verschiebun-
gen in Kauf zu nehmen. Das befürwortet
FDP-Fraktionschef Thomas Hacker aus
Bayreuth, weil die Regionen einen stärke-
ren inneren Zusammenhalt hätten. Auch
Bundesinnenminister Hans-Peter Fried-
rich (CSU) aus Naila soll diese Variante
unterstützen, heißt es.

„Man kann nicht das Feuer, das im Os-
ten brennt, im Westen löschen“, sagt da-
gegen der Lichtenfelser Abgeordnete
Christian Meißner, der bald sein Amt als
Landrat antreten wird. Den größten Be-
völkerungsschwund habe der Kreis Wun-
siedel zu verkraften, also müsse auch
dort die Änderung stattfinden. An die-
sem Donnerstag wollen sich die oberfrän-
kischen CSU-Abgeordneten mit Hacker
treffen. Noch ist keine Einigung in Sicht.
Selbst ein Scheitern der Reform sei nicht
mehr auszuschließen, heißt es.  kaa

München – Die gut 1000 Delegierten des
CSU-Parteitages in Nürnberg erwartet
am Freitag womöglich eine regelrechte
Redeschlacht zwischen hochrangigen Eu-
ropabefürwortern und Gegnern. Wie die
SZ erfuhr, erwägen neben CSU-Chef
Horst Seehofer auch die früheren Partei-
vorsitzenden Erwin Huber und Theo Wai-
gel, zur künftigen Europapolitik das
Wort zu ergreifen. Auch Edmund Stoiber
hat sein Kommen zugesagt, beabsichtigt
aber nach Angaben eines Mitarbeiters
nicht, sich in die Debatte einzuschalten.
Auch Kanzlerin Angela Merkel (CDU)
wird in Nürnberg als Gast erwartet.

Die Debatte um die Zukunft Europas
hat längst auch in der CSU einen Rich-
tungsstreit ausgelöst. Die Europapoliti-
ker in der Partei fordern als Konsequenz
aus der Schuldenkrise in mehreren Län-
dern die stärkere Zusammenarbeit in Eu-
ropa, während die Skeptiker einen Aus-
schluss von Schuldenländern aus der Eu-
rozone verlangen. Am Mittwoch ging der
Streit weiter: Generalsekretär Alexan-
der Dobrindt verlangte einen Ausstieg
Griechenlands aus der Eurozone, der
Chef der CSU-Europaabgeordneten Mar-
kus Ferber widersprach.

Mit dem früheren Parteichef Theo Wai-
gel, der in seiner Zeit als Bundesfinanz-
minister den Euro gegen Widerstände in
seiner Partei mit auf den Weg gebracht
hat, haben die Befürworter einen über-
zeugten Europäer als Fürsprecher. Von
Edmund Stoiber konnte man das jeden-
falls nicht sagen, solange er noch als Mi-
nisterpräsident in Bayern die Geschäfte
führte und gerne gegen die Brüsseler Bü-
rokratie austeilte. Erst seitdem er für die
EU-Kommission den Vorschriften-
Dschungel lichtet, hat er sich zum Pro-
Europäer gewandelt und jetzt vor dem
Zerfall Europas gewarnt. Stoiber und
Waigel vereint im Kampf für den Euro,
das hätte starken Symbolcharakter. Als
prominentester Gegner der Rettungsbe-
mühungen dürfte Peter Gauweiler das
Wort ergreifen. Er bewirbt sich am Sams-
tag auch um einen der Posten als Stellver-
treter von Parteichef Seehofer.  msz

Ebrach – Bei Mäharbeiten sind zwei
Strafgefangene aus der Justizvollzugsan-
stalt Ebrach geflohen. Die beiden, 19 und
21 Jahre alt, saßen wegen Diebstahls und
wiederholter Verstöße gegen das Betäu-
bungsmittelgesetz jeweils Gesamtfrei-
heitsstrafen ab und sollten noch knapp
zwei Jahre inhaftiert bleiben. Die Polizei
fahndete bislang erfolglos nach den bei-
den Männern in blau-weißer Anstalts-
kleidung, auch mit einem Hubschrauber.
Inzwischen gehen die Ermittler davon
aus, dass die Männer mit einem grauen
BMW-Cabriolet auf der Flucht sind.
Denn der Wagen wurde kurz nach der
Flucht aus einer Garage in Ebrach ge-
stohlen. Die Täter müssen in das Anwe-
sen am Waldrand gestiegen sein und sich
den Schlüssel angeeignet haben. Zudem
durchsuchten Unbekannte auf dem Ge-
lände eines Ebracher Getränkehandels
mehrere Fahrzeuge nach Beute. Fündig
aber wurden sie nur in einem Traktor, wo
in einem Seitenbehälter eine Geldbörse
mit zehn Euro verstaut war.  prz

Mitten in Bamberg Den Absprung verpasst
Statt eine längere Nutzung der alten Schanze zu beantragen, baute Garmisch unter Zeitdruck und landete bei hohen Kosten

Männer lassen ihren
Freund verbluten

Die Maut, der keiner traut
„Eine Frage der Gerechtigkeit“: Mit großem Pathos will die CSU eine Pkw-Vignette beschließen – ob sie kommt, ist fraglich

Stimmkreisreform
spaltet Oberfranken

Redeschlacht
zum Euro

Die Granden der CSU wollen auf
dem Parteitag das Wort ergreifen

Zwei Häftlinge fliehen
bei Gartenarbeiten

Der Bürgermeister verweist
auf steigende Stahlpreise

und geologische Probleme.

„Die Schanze sollte ein
Argument für die Wiederwahl

des Bürgermeisters sein.“

Ein Pickerl nach österreichischem Vorbild hat Bundesverkehrsminister Peter
Ramsauer vorgeschlagen. Auf dem CSU-Parteitag soll einmal mehr ein Antrag
zur Einführung einer Pkw-Maut verabschiedet werden.  Foto: Joerg Koch, dapd

Am 10. Oktober will der Garmischer Gemeinderat über die Kostensteigerungen
beim Bau der neuen Skisprungschanze diskutieren.  Foto: Pfaffenbach, Reuters

Die CSU betreibe
„Volksverdummung“, sagt
SPD-Landeschef Pronold.

Wein oder Bier –
St. Laurentius hilf!
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